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259. Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 9 des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) i.V.m. §§ 8 und 10 der Neun-

ten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - 

Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) sowie i.V.m. § 

5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Die Firma Bürgerwind Greven GmbH & Co. KG, Flothdamm 15, 48268 Greven, beantragt ge-

mäß § 9 des BImSchG i.V.m. der Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. Verordnung zur Durchführung 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) beim Kreis Steinfurt, Tecklenburger 

Straße 10, 48565 Steinfurt, die Erteilung eines Vorbescheids. Gegenstand des Antrages gemäß 

§ 9 BImSchG ist ein Vorhaben, das die Errichtung und den Betrieb von 16 Windkraftanlagen im 

östlichen Außenbereich der Stadt Greven umfasst. Der Antrag auf Vorbescheid bezieht sich auf 

die abschließende Prüfung der planungsrechtlichen und luftverkehrsrechtlichen Zulässigkeit des 

Vorhabens sowie die Vereinbarkeit mit ausgewiesenen Landschaftsschutzgebieten.  

Das Vorhaben umfasst im Einzelnen folgende Windkraftanlagen auf folgenden Grundstücken: 

 Gemarkung Greven, Flur 94, Flurstück 19: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 94, Flurstück 23: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 94, Flurstück 51: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 93, Flurstücke 42 und 43: Anlagentyp Enercon E-175, Nenn-

leistung: 6 MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 93, Flurstück 32: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 84, Flurstück 101: Anlagentyp Enercon E-160, Nennleistung: 

5,56 MW, Rotordurchmesser: 160 m, Nabenhöhe: 167 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 84, Flurstück 11: Anlagentyp Enercon E-160, Nennleistung: 

5,56 MW, Rotordurchmesser: 160 m, Nabenhöhe: 167 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 84, Flurstück 41: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 87, Flurstück 12: Anlagentyp Enercon E-160, Nennleistung: 

5,56 MW, Rotordurchmesser: 160 m, Nabenhöhe: 167 m. 
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 Gemarkung Greven, Flur 85, Flurstück 33: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 87, Flurstück 5: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 85 und 78, Flurstücke 1 und 67: Anlagentyp Enercon E-175, 

Nennleistung: 6 MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 87, Flurstück 91: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 87, Flurstück 39: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 87, Flurstück 39: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 157, Flurstücke 39 und 88: Anlagentyp Enercon E-175, Nenn-

leistung: 6 MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

 Gemarkung Greven, Flur 156, Flurstück 39: Anlagentyp Enercon E-175, Nennleistung: 6 

MW, Rotordurchmesser: 175 m, Nabenhöhe: 162 m. 

Die Inbetriebnahme der Windkraftanlagen soll im Laufe des Jahres 2025 erfolgen. 

Die Antragstellerin beantragt gemäß § 7 Abs. 3 UVPG die Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung. Bestandteil der Unterlagen des Antrages bezüglich der Erteilung eines Vorbe-

scheides ist ein vorläufiger UVP-Bericht gemäß § 4e der 9. BImSchV. Durchzuführende Ver-

träglichkeitsprüfungen sind unselbstständige Teile des Vorbescheidverfahrens. 

Der obige Antrag gemäß § 9 BImSchG und die Unterlagen sowie die der Genehmigungsbehörde 

bereits vorliegenden entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen werden ab dem 

19.08.2024 bis zum Ablauf des 18.09.2024 auf dem zentralen UVP-Internetportal unter der Ad-

resse www.uvp-verbund.de elektronisch bekannt gegeben. Über diesen Weg sind der Antrag, 

die Unterlagen und bereits vorliegende entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen 

elektronisch einsehbar. Gleiches gilt bezüglich der Internetadresse https://www.kreis-stein-

furt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/.  

Da sich das Vorhaben voraussichtlich auch auf Bereiche der Städte Münster und Telgte sowie 

der Gemeinde Ostbevern auswirkt, sind der Antrag und die Unterlagen auch über eine Verlin-

kung auf den Internetseiten der o.g. Städte und Gemeinden einsehbar. Gleiches gilt für die In-

ternetseite der Stadt Greven als Standortgemeinde.  

http://www.uvp-verbund.de/
https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/
https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/
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Sollten Sie über keinen Internetzugang verfügen, wenden Sie sich bitte innerhalb der Ausle-

gungsfrist (19.08. bis 18.09.2024) unter den Telefonnummern 02551 / 69-1456 oder -1413 an 

den Kreis Steinfurt, um für Sie eine individuelle Lösung bezüglich der Einsichtnahme in den 

Antrag und die Unterlagen zu finden. 

Die eingereichten Antragsunterlagen umfassen neben dem vorläufigen UVP-Bericht folgende 

umweltrelevante Unterlagen: Angaben zu artenschutzrechtlichen Prüfungen, Darstellung von 

Landschaftsschutzgebieten, Angaben zu den Themen Lärm und Schattenwurf, Angaben zum 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Angaben zum Umgang mit Abfällen. Die bereits vor-

liegenden entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen umfassen luftverkehrsrechtli-

che Stellungnahmen der Bezirksregierung Münster. 

Etwaige Einwendungen können beim Kreis Steinfurt ab dem 19.08.2024 bis zum Ablauf des 

18.10.2024 schriftlich oder elektronisch unter der E-Mail-Adresse umweltamt@kreis-steinfurt.de 

erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Vorbescheidverfahren alle Einwendungen 

ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für ein 

sich anschließendes Gerichtsverfahren. Auf Verlangen des Einwenders oder der Einwenderin 

können dessen oder deren Name und Anschrift vor einer Bekanntgabe der Einwendung an den 

Antragsteller unkenntlich gemacht werden. 

Für den 12.11.2024, 09:00 Uhr wird im Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Greven, Rathaus-

straße 6, 482668 Greven ein Erörterungstermin bestimmt. Der Erörterungstermin kann nach § 

10 Abs. 6 Satz 2 BImSchG auch in Form einer Onlinekonsultation oder durch eine Video- oder 

Telefonkonferenz erfolgen. Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Genehmigungs-

behörde gemäß § 10 Abs. 6 Satz 1 BImSchG i.V.m. § 16 Abs. 1 der 9. BImSchV nach pflichtge-

mäßem Ermessen, ob und gegebenenfalls in welcher Form eine Erörterung form- und fristge-

rechter Einwendungen durchgeführt wird. Die Entscheidung wird im Amtsblatt und auf der Inter-

netseite des Kreises Steinfurt sowie auf dem zentralen UVP-Internetportal öffentlich bekannt 

gemacht. Form- und fristgerecht erhobene Einwendungen können auch bei Ausbleiben des An-

tragstellers oder der Einwender erörtert werden. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht 

zur Teilnahme haben neben den Vertretern und Vertreterinnen der beteiligten Träger öffentlicher 

Belange die Antragstellerin und diejenigen, die form- und fristgerecht Einwendungen erhoben 

haben. Sonstige Personen können als Zuhörer am Erörterungstermin teilnehmen, sofern genü-

gend freie Plätze zur Verfügung stehen. 

mailto:umweltamt@kreis-steinfurt.de
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Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekanntgabe 

ersetzt werden. Zuständige Behörde für die Durchführung des Vorbescheidverfahrens ist der 

Kreis Steinfurt, 48565 Steinfurt, Tecklenburger Straße 10. Maßgebende Vorschriften für die Be-

teiligung der Öffentlichkeit sind der § 10 Abs. 3, 4 und 6 BImSchG und die §§ 8 bis 10a, 12 und 

16 der 9. BImSchV. 

 

Kreis Steinfurt - Umweltamt - 

Steinfurt, den 29.07.2024 

Az.: 566.0010/24/1.6.2 

 

Im Auftrag 

Gez. 

Marcel Schwarte 

 

Kreis Steinfurt 43/2024/259 
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260. Öffentliche Zustellung eines Bescheides an Herrn Suleiman Ahmad 

 
Gegen Herrn Suleiman Ahmad, zuletzt wohnhaft in 48431 Rheine, Darbrookstraße 68, ist ein 
Bescheid des Landrates des Kreises Steinfurt vom 28.05.2024 (Az: 124643985) ergangen. 
 
Der Bescheid kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, 
Tecklenburger Str. 10, Zimmer A 316, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. 
abgeholt werden. 
 
Der Bescheid wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 
zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind.  
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Steinfurt, 02.08.2024 
         KREIS STEINFURT 
                Der Landrat 
 

Kreis Steinfurt 43/2024/260 
 
 

261. Öffentliche Zustellung eines Bescheides an Frau Dilara Kandemir 

 
Gegen Frau Dilara Kandemir, zuletzt wohnhaft in 45966 Gladbeck, Bohnekampstr. 30, ist ein 

Bescheid des Landrates des Kreises Steinfurt vom 03.07.2024 (Az: 124090758) ergangen. 

 

Der Bescheid kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, 

Tecklenburger Str. 10, Zimmer A 316, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. 

abgeholt werden. 

 

Der Bescheid wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-

chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 

zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind.  

 

Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 

deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 

 
Steinfurt, 02.08.2024 
         KREIS STEINFURT 
                Der Landrat 
 
 

Kreis Steinfurt 43/2024/261 
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262. Öffentliche Bekanntmachung im Bereich der Gemeinde Saerbeck für 

die Erdkabelverbindung Korridor B 

Amprion hat als zuständiger Übertragungsnetzbetreiber den gesetzlichen Auftrag, das Übertra-
gungsnetz im Zuge der Energiewende um- und auszubauen. 
 
In den kommenden Jahrzehnten wird die Stromerzeugung durch erneuerbare Energien in Nord-
deutschland deutlich zunehmen. Der dort erzeugte Strom muss in großen Mengen dorthin ge-
langen, wo er benötigt wird: in die Verbrauchszentren im Westen Deutschlands. Dazu dient die 
Erdkabelverbindung Korridor B. Sie leistet einen zentralen Beitrag, um Deutschlands größten 
Ballungsraum, das Ruhrgebiet, klimafreundlich mit Strom zu versorgen. Korridor B ist eine der 
wichtigsten Nord-Süd-Verbindungen für die Energiewende. Sie besteht aus den Leitungsbau-
vorhaben Nr. 48 (Heide/West – Polsum) und Nr. 49 (Wilhelmshaven – Hamm) des Bundesbe-
darfsplangesetzes (BBPlG). Die neue Stromverbindung verläuft durch die Bundesländer Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen, Bremen und Nordrhein-Westfalen.  
 
Für die Erstellung der Ausführungsplanung sind im geplanten Trassenverlauf des Erdkabelpro-
jektes Baugrunduntersuchungen durchzuführen, um detaillierte Kenntnisse über die Bodenver-
hältnisse zu erlangen. 
 
Die angekündigten Vorarbeiten dienen zur Erhebung essenzieller Daten, die für die weitere Pla-
nung des Vorhabens erforderlich sind. In diesem Zusammenhang sind die geotechnischen Un-
tersuchungen an den ausgewählten Stellen nicht als konkrete Bauvorbereitung/-ausführung zu 
verstehen, sondern dienen der Aufklärung der generellen natürlichen Gegebenheiten (Topogra-
fie, Gewässer, Boden, Grundwasser etc.), die für die Vorbereitung und Detaillierung der Planung 
notwendig sind. 
 
Mit dieser ortsüblichen Bekanntmachung werden den von den Untersuchungen betroffenen Ei-
gentümern und Nutzungsberechtigten die Vorarbeiten nach § 44 Abs. 2 EnWG bekanntge-
macht. 
 
Die Anfang des Jahres auf diesem Wege angekündigten Vorarbeiten können im vorgesehenen 
Zeitraum von März bis August 2024 nicht auf allen Flurstücken abgeschlossen werden. Auf den 
bis Ende August nicht untersuchten Flurstücken werden die Vorarbeiten im Zeitraum von 
 
SEPTEMBER 2024 BIS NOVEMBER 2024 
 
durchgeführt. 
Zusätzlich zu den bereits angekündigten Vorarbeiten werden Flächen, für die ein Kampfmittel-
verdacht besteht, einer Kampfmittelsondierung unterzogen und es werden ggf. angetroffene 
Kampfmittel geborgen. 
 
Eigentümer und Nutzungsberechtigte von Flurstücken, auf denen bereits Baugrunduntersu-
chungen stattgefunden haben, können diese Bekanntmachung in Bezug auf Baugrunduntersu-
chungen als Gegenstandslos betrachten. Eine Inanspruchnahme zur Kampfmittelerkundung 
kann bei entsprechendem Verdacht aber auch für diese Flurstücke noch notwendig sein. Die 
Flurstücke, auf denen die im folgenden beschriebenen Arbeiten durchgeführt werden, sind der 
beigefügten Flurstücksliste zu entnehmen. 
 
Durchzuführende Maßnahmen: 
 
Auspflockung: Alle Untersuchungspunkte werden i. d. R. mittels farblich gekennzeichneter 
Holzpflöcke markiert („ausgepflockt“). Diese werden im Anschluss an die Untersuchungen wie-
der vollständig entfernt. 
 
Vermessungsarbeiten: Im Bereich der geplanten Trasse sind Vermessungsarbeiten erforder-
lich. Im Zuge der Vorarbeiten ist die tatsächlich vorhandene Topographie vor Ort aufzunehmen. 
Die Arbeiten werden i.d.R. fußläufig mit üblichen tragbaren Vermessungsgeräten durchgeführt. 
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In Einzelfällen können auch mit Vermessungstechnik ausgestattete Drohnen die Topographie 
aus der Luft erfassen. In der Regel sind die Arbeiten – abhängig von den Witterungsbedingun-
gen – innerhalb von einem Tag abgeschlossen.  
 
Bodenkartierungen/Pürckhauersondierungen: Die Erkundung der oberflächennahen Bo-
denschichten erfolgt händisch mit einem Bohrstock. Dieser wird manuell in Tiefen von etwa bis 
zu zwei Metern in den Untergrund geschlagen. Nach Herausnahme des Bohrstocks kann die 
Ansprache und Beprobung des gewonnenen Materials durchgeführt werden. Unmittelbar nach 
Durchführung der Untersuchung steht die Fläche wieder uneingeschränkt zur Verfügung. In der 
Regel sind die Arbeiten – abhängig von den Witterungsbedingungen – innerhalb von einem Tag 
abgeschlossen. 
 
Rammsondierungen/ Kleinrammbohrung: Rammsondierungen und Kleinrammbohrungen 
sind einfache Methoden zur Erkundung des Untergrundes. Bei der Sondierung wird zur Fest-
stellung der Lagerungsdichte des Untergrundes eine bis zu zehn Zentimeter breite Sonde bis in 
Tiefen von etwa zehn Metern in den Untergrund gebracht. Ggf. ist es erforderlich an den Unter-
suchungspunkten eine ebene Fläche (sog. Bohrplateau) unter Zuhilfenahme eines Baggers her-
zustellen. Bei der Bohrung werden Bodenproben mittels einer rund 4 - 8 Zentimeter breiten 
Sonde in Tiefen von etwa zehn Metern entnommen, durch die u.a. der Bodenaufbau bestimmt 
werden kann. Als Geräte kommen Handgeräte oder kleine Raupenfahrzeuge zum Einsatz. 
Diese benötigen eine Aufstellfläche von rund drei mal drei Metern. Nach Abschluss wird das 
Bohrloch wieder verschlossen. Unmittelbar nach Durchführung der Arbeiten steht die Fläche 
wieder uneingeschränkt zur Verfügung. In der Regel sind die Arbeiten – abhängig von den Wit-
terungsbedingungen – innerhalb von einem Tag abgeschlossen. 
 
Rammkernbohrung: Die Rammkernbohrung ist eine Methode zur Erkundung des Untergrun-
des und zur Entnahme von Bodenproben. Hierbei wird ein rund 30 Zentimeter breites Kernrohr 
durch Rammschläge in Tiefen von etwa bis zu 35 Metern in den Untergrund getrieben. Als Ge-
räte kommen in der Regel Raupenfahrzeuge zum Einsatz. Diese benötigen eine Aufstellfläche 
von rund acht mal vier Metern. Ggf. ist es erforderlich an den Untersuchungspunkten eine ebene 
Fläche (sog. Bohrplateau) unter Zuhilfenahme eines Baggers herzustellen. Nach Abschluss der 
Arbeiten wird das Bohrloch fachgerecht wieder verfüllt. Unmittelbar nach Durchführung der 
Rammkernbohrung steht die Fläche wieder uneingeschränkt zur Verfügung. In der Regel sind 
die Arbeiten – abhängig von den Witterungsbedingungen – innerhalb von wenigen Tagen ab-
geschlossen.  
 
Drucksondierung: Die Drucksondierung ist eine Methode zur Erkundung des Untergrundes, 
insb. der Lagerungsdichte. Hierbei wird ein Messgerät mit einem Durchmesser von rund weniger 
als zehn Zentimetern in Tiefen von etwa bis zu 35 Metern in den Untergrund gepresst. Zum 
Einsatz kommen in der Regel Raupenfahrzeuge. Diese benötigen eine Aufstellfläche von rund 
acht mal vier Metern. Ggf. ist es erforderlich an den Untersuchungspunkten eine ebene Fläche 
(sog. Bohrplateau) unter Zuhilfenahme eines Baggers herzustellen. Unmittelbar nach Durchfüh-
rung der Drucksondierung steht die Fläche wieder uneingeschränkt zur Verfügung. In der Regel 
sind die Arbeiten – abhängig von den Witterungsbedingungen – innerhalb von einem Tag ab-
geschlossen. 
 
Grundwassermessstelle: Zur Erkundung des Grundwassers werden Grundwasserproben ent-
nommen. Hierzu wird in der Regel ein rund bis zu 35 Zentimeter breites Rohr in Tiefen von etwa 
bis zu 20 Metern in den Untergrund getrieben. Zum Einsatz hierzu kommen in der Regel Rau-
penfahrzeuge. Diese benötigen eine Aufstellfläche von rund acht mal vier Metern. Die Grund-
wassermessstelle verbleibt in einigen Fällen für mehrere Jahre im Untergrund. Dabei wird sie 
so platziert, dass sie möglichst kein Bewirtschaftungshindernis darstellt. Das Rohr wird durch 
Metallgestänge (Anfahrschutz) geschützt und markiert. Nach Erstellung der Messstelle steht 
das umliegende Gelände wieder uneingeschränkt zur Verfügung. Die Eigentümer und Bewirt-
schafter werden im Falle eines längeren Verbleibs der Grundwassermessstelle noch einmal 
persönlich informiert. In der Regel sind die Arbeiten – abhängig von den Witterungsbedingungen 
– innerhalb von wenigen Tagen abgeschlossen. 
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Geophysikalische Messungen/Erdwiderstandsmessungen: Die Geophysikmessungen er-
folgen fußläufig durch ein Kleinteam aus 1-3 Personen, welches auf den Flurstücken eine Mess-
trecke mit oberflächennahen Erdsonden versieht. Die Erdwiderstandsmessung erfolgt üblicher-
weise mit speziellen Messgeräten, die die erforderlichen Parameter messen wund daraus den 
Erdwiderstand berechnen können. Die Messarbeiten erfolgen in einem Zeitraum von wenigen 
Stunden. Es handelt sich dabei um nichtinvasive Untersuchung des Erdreichs, bei der voraus-
sichtlich keine Flurschäden entstehen 
 
Kampfmittelerkundung: Auf Flächen für die ein Kampfmittelverdacht besteht findet eine 
Kampfmittelerkundung statt. Die Kampfmittelerkundung erfolgt über Oberflächen- und Tiefen-
sondierungen. Die Kampfmittelerkundung erfolgt in den überwiegenden Fällen mittels Handge-
räten von der Oberfläche aus. Sind auch Tiefensondierungen notwendig, werden diese mittels 
Schneckenbohrung bis ca. sieben Meter unter Geländeoberkante vorbereitet und anschließend 
mittels Messsonde erkundet. Hierfür wird ein Kettengestütztes Bohrgerät verwendet. Im Falle 
von auffälligen Messungen im Untergrund werden die erforderlichen Bergungsarbeiten im An-
schluss durchgeführt. Hierzu kann ggf. der Einsatz von Fahrzeugen erforderlich sein. Diese Ar-
beiten finden einige Tage vor den eigentlichen Erkundungsmaßnahmen statt. In der Regel sind 
die Arbeiten – abhängig von den Witterungsbedingungen, den Standortgegebenheiten und der 
Größe der zu überprüfenden Fläche – innerhalb von einen bis fünf Tagen abgeschlossen. 
 
 
Archäologische Untersuchungen (nur in Einzelfällen) 
 
Oberflächensondierung: Mittels handgeführter Sonden werden die relevanten Flächen auf ar-
chäologisch bedeutsame Fundstücke überprüft. Die Untersuchung erfolgt überwiegend von der 
Oberfläche aus. Ggf. werden hierzu Bodenschichten abgetragen oder Bodenproben entnom-
men. Im Falle eines Fundes werden die erforderlichen Bergungsarbeiten im Anschluss durch-
geführt. Hierzu kann ggf. der Einsatz von Fahrzeugen erforderlich sein. 
 
Flächige Untersuchung mit Großgeräten inkl. Bodenabtrag: In ausgewählten Bereichen 
wird der humose Oberboden mittels eines Kettenbaggers abgetragen und zwischengelagert. 
Die darunterliegende Bodenschicht wird bis auf das archäologische Niveau abgetragen. Dieses 
Bodenmaterial wird auf dem oberen mineralischen Horizont gelagert. Liegen die archäologi-
schen Schichten deutlich tiefer, werden lediglich einzelne kleinflächige Untersuchungsfelder an-
gelegt. Das Untersuchungsfeld wird anhand der ursprünglichen Anordnung der Bodenschichten 
wieder verfüllt. Im Falle eines Fundes werden die erforderlichen Bergungsarbeiten im Anschluss 
durchgeführt. Auch hierbei kann ggf. der Einsatz von Fahrzeugen erforderlich sein. 
 
Suchlöcher: Auf ausgewählten Flächen werden in einem Raster entsprechende Reihen, sog. 
Suchlöcher, angelegt. Hierbei wird händisch zunächst der mineralische Boden abgetragen und 
entsprechend der gängigen Standards seitlich gelagert. Anschließend wird das Erdmaterial aus-
gehoben und gesiebt, um Kleinstfunde zu ermitteln. 
 
Allgemeine Informationen 
 
Alle Arbeiten werden unter Berücksichtigung der aktuell gültigen Bodenschutzbestimmungen 
vorgenommen. Gleichzeitig werden diese von einem Bodenkundler begleitet. 
 
Für die Durchführung der vorgenannten Untersuchungen kann es punktuell erforderlich sein, 
Rückschnitte von Bewuchs vorzunehmen. Rückschnittarbeiten werden von uns stets nur in dem 
unbedingt erforderlichen Umfang durchgeführt. 
 
Zum Erreichen der Untersuchungspunkte (in der Regel durch Erkundungstrupps und Raupen-
fahrzeuge) werden Zuwegungen zu diesen notwendig. Es werden hierzu überwiegend öffentli-
che Straßen befahren und nur auf möglichst kurzen Strecken land- und forstwirtschaftliche oder 
ggf. auch private Wege genutzt, die ggf. temporär ertüchtigt werden müssen. Die Anfahrt erfolgt 
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entsprechend der Bodenbeschaffenheit. Gegebenenfalls wird die Zuwegung zu den Untersu-
chungspunkten abseits befestigter Wege mit einer temporären Baustraße (z.B. Auslegung von 
Stahlplatten) hergestellt.  
 
Mit den Arbeiten haben wir verschiedene Dienstleister beauftragt. Sie wurden von uns angewie-
sen, das Recht zum Betreten von Grundstücken äußerst schonend auszuüben. Im Zuge der 
Arbeiten verursachte Flur- und Aufwuchsschäden werden von unseren Dienstleistern in Abstim-
mung mit den Eigentümern/Bewirtschaftern aufgenommen. Wir werden diese sodann entspre-
chend der gesetzlichen Vorgaben in § 44 Abs. 3 EnWG entschädigen. Mindestens 14 Tage vor 
Durchführung der Maßnahmen werden Eigentümer und ggf. Nutzungsberechtigte über den ge-
nauen Termin der Baugrunduntersuchung und oder Kampfmittelerkundung auf den betroffenen 
Flurstücken durch die beauftragte Firma noch einmal individuell informiert. 
 
Eine Inanspruchnahme der Flurstücke erfolgt nur im Rahmen der oben beschriebenen Vorar-
beiten und auf Grundlage des § 44 EnWG. Gemäß Absatz 1 müssen Eigentümer und sonstige 
Nutzungsberechtigte diese Arbeiten dulden, da sie zur Vorbereitung der Planung dienen und 
hiermit ordnungsgemäß angekündigt werden. 
 
Bei allen Vorarbeiten im Bereich der zukünftigen Trasse setzen wir höchste Standards für den 
Schutz von Mensch und Umwelt. Die Belange von Umwelt, Natur und Landschaft nehmen wir 
dabei sehr ernst und halten uns streng an die gesetzlichen Vorgaben. Wir versuchen zudem die 
temporäre Störung der Wohn- und Erholungsfunktionen während der Erkundungsphase durch 
vorausschauende Planung, Absprachen mit Behörden und Betroffenen sowie den Einsatz scho-
nender Technologien so gering wie möglich zu halten. 
 
Die genannten Vorarbeiten stellen keinerlei Vorentscheidung für das geplante Vorhaben dar. 
Sie dienen lediglich der fachgerechten Erstellung der Antragsunterlagen. Wir werden das Vor-
haben darüber hinaus frühzeitig und umfassend kommunikativ begleiten. 
 
Wir bedanken uns vorab bei allen betroffenen Eigentümern und sonstigen Nutzungsberechtig-
ten für Ihr Verständnis. 
 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung: 
 
TNL Energie GmbH 
Telefon: 06402 - 5196222 
E-MAIL: tnl-strom@tnl-umwelt.de 
 

Liste der Flurstücke im Bereich der Stadt Saerbeck 
 
Flurstücke betroffen von den Untersuchungen und/oder Rückschnitten 
 
Gemarkung: Saerbeck 
Flur 1    
Flurstücke: 8; 13; 25 
 

Flur 24    
Flurstücke: 25; 35 

Flur 2    
Flurstück: 12 
 

Flur 25    
Flurstücke: 4; 8; 19 

Flur 3    
Flurstück: 3 
 

Flur 29    
Flurstücke: 104; 107; 115 

Flur 9    
Flurstücke: 1; 3; 4; 8 

Flur 32    
Flurstücke: 16; 20; 39; 42 
 

Flur 11    
Flurstücke: 1; 2; 9; 17; 18 
 

Flur 33    
Flurstücke: 14; 15; 20; 21 

Flur 12    
Flurstück: 3 
 

Flur 37    
Flurstücke: 6; 19 
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Flur 16    
Flurstücke: 32; 42 
 

Flur 51 
Flurstücke:36; 62; 63 

Flur 17    
Flurstück: 2 
 

Flur 52 
Flurstück 25 

Flur 18    
Flurstück: 16 

Flur 53 
Flurstücke 36; 126 
 

Flur 21    
Flurstücke: 4; 32; 38 
 

Flur 58 
Flurstücke 6; 11; 42; 50 
 

 

Flurstücke betroffen von den Kampfmittel-räumarbeiten und/oder Rückschnitten 
 
Gemarkung: Saerbeck 
Flur 1    
Flurstücke: 8, 13, 25, 32 
 

Flur 51    
Flurstücke: 26, 28, 36, 37, 46, 62, 63 
 

Flur 16    
Flurstücke: 32, 42 
 

Flur 52    
Flurstücke: 10, 24, 33 
 

Flur 17    
Flurstück: 2 
 

Flur 52    
Flurstücke: 25 (Verdachtspunkt) 
 

Flur 21    
Flurstücke: 4, 32, 38 
 

Flur 53    
Flurstück: 126 
 

Flur 32    
Flurstücke: 16, 20, 69, 208 
 

Flur 58   
Flurstücke: 6, 9, 10, 62, 69 
 

Flur 33    
Flurstück: 14 
 

Flur 58   
Flurstück: 11 (Verdachtspunkt) 
 

 

Flurstücke betroffen als Zuwegungen 
 
Gemarkung: Saerbeck 
Flur 1    
Flurstücke: 11; 15; 16; 24 
 

Flur 25 
Flurstücke: 6; 7 
 

Flur 2 
Flurstücke: 22; 23 
 

Flur 29 
Flurstücke: 10; 11; 115 
 

Flur 3 
Flurstück: 17 
 

Flur 30 
Flurstück: 15 
 

Flur 9 
Flurstück: 5 
 

Flur 32 
Flurstücke: 38; 40; 69; 76; 78 
 

Flur 11 
Flurstücke: 3; 11; 22 
 

Flur 33 
Flurstücke: 11; 17; 22 
 

Flur 12 
Flurstück: 4 
 

Flur 37 
Flurstücke: 7; 8; 10; 11; 18; 22; 23 
 

Flur 16 
Flurstücke: 14; 16; 25; 26; 33 
 

Flur 51 
Flurstücke: 32; 37; 47; 57 
 

Flur 17 
Flurstücke: 1; 33; 35 
 

Flur 52 
Flurstücke: 23; 27; 28 
 

Flur 18 
Flurstücke: 19 
 

Flur 53 
Flurstücke: 46 
 

Flur 21 
Flurstücke: 7; 15; 16; 31; 33; 37; 40; 45 
 

Flur 58 
Flurstücke: 31; 53; 63; 69; 78 
 

Flur 24 
Flurstücke: 28; 34; 39 
 

 

Kreis Steinfurt 43/2024/262 
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263. Öffentliche Zustellung eines Bescheides an Herrn Marcin Henryk Ke-

ciak 

 

Gegen Herrn Marcin Henryk Keciak, zuletzt wohnhaft in 49074 Osnabrück, Mittelstr. 31, ist ein 

Bescheid des Landrates des Kreises Steinfurt vom 15.05.2024 (Az: 124420128) ergangen. 

 

Der Bescheid kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, 

Tecklenburger Str. 10, Zimmer A 316, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. 

abgeholt werden. 

 

Der Bescheid wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-

chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 

zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind.  

 

Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 

deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 

 

Steinfurt, 05.08.2024 
         KREIS STEINFURT 
                Der Landrat 
 

Kreis Steinfurt 43/2024/263 
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264. Öffentliche Bekanntmachung über die Offenlegung einer Grenznieder-

schrift in der Gemeinde Saerbeck 

 

Anlass der Liegenschaftsvermessung ist die Teilung des Grundstücks Gemarkung Saerbeck, 

Flur 39, Flurstück 15. Weil die Eigentümer eines angrenzenden Flurstücks als Beteiligte nur mit 

unverhältnismäßig hohem Aufwand ermittelt werden können, wird das Ergebnis der Grenzer-

mittlung sowie der Abmarkung durch Offenlegung bekannt gegeben. 

 

Betroffen ist das in Saerbeck am Hanfteichweg gelegene Grundstück mit der Katasterbezeich-

nung:  Gemarkung Saerbeck, Flur 39, Flurstück 7. Dieses Grundstück grenzt an das vermes-

sene Grundstück an; Eigentümer sind für das Grundstück nicht ermittelt. 

 

Gemäß § 21 Abs. 5 des Gesetzes über die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster 

vom  

5. März 2005 (Vermessungs- und Katastergesetz- VermKatG NRW, SGV.NRW.7134), in der 

zur Zeit geltenden Fassung, erfolgt die Bekanntgabe des Ergebnisses der Grenzermittlung und 

der Abmarkung von Grundstücksgrenzen durch Offenlegung der Grenzniederschrift vom 

01.08.2024 zur Geschäftsbuchnummer 24 A 0189 in der Zeit 

 

vom 08.08.2024 bis 08.09.2024 

 

in der Geschäftsstelle des öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs  

Dipl.-Ing. Frank Ottmann, Alstedder Grenze 12, 49477 Ibbenbüren während der nachstehenden 

Servicezeiten: 

 

Montag bis Donnerstag von 8.00 bis 16.45 Uhr. Freitag von 8.00 bis 13.00 Uhr. 

Während der Offenlegungszeiten ist die Grenzniederschrift zur Einsichtnahme bereitgestellt. 

Den betroffenen Eigentümern und Eigentümerinnen, Inhabern und Inhaberinnen grundstücks-

gleicher Rechte ist Gelegenheit gegeben, sich über das Ergebnis der Grenzermittlung und der 

Abmarkung unterrichten zu lassen. Um Wartezeiten zu verkürzen besteht die Möglichkeit einer 

Terminabsprache. Diese kann telefonisch unter der Rufnummer 05451 / 94020 erfolgen. 

 

Belehrung über Einwendungen gegen die Grenzermittlung: 

 

Das Ergebnis der Grenzermittlung gilt gemäß § 19 Abs.1 in Verbindung mit § 21 Abs.5 Verm-

KatG NRW als anerkannt und die Grenzen somit als festgestellt, wenn nicht innerhalb eines 

Monats nach Ablauf der Offenlegungsfrist Einwendungen erhoben werden. Einwendungen ge-

gen die Grenzermittlung sind schriftlich oder zur Niederschrift bei mir unter der Anschrift Alsted-

der Grenze 12, 49477 Ibbenbüren zu erheben. 

 

Belehrung über den Rechtsbehelf gegen die Abmarkung: 

 

Gegen die Abmarkung kann innerhalb eines Monats nach Ablauf der Offenlegungsfrist Klage 

erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48043 Münster 
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schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten/der Urkundsbeamtin in der 

Geschäftsstelle des Verwaltungsgericht Münster,48043 Münster zu erklären. 

 

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektro-

nischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nord-

rhein-Westfalen – ERVVO VG/FG – (SGV.NRW.320) in der jeweils geltenden Fassung einge-

reicht werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signa-

tur nach § 2 Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. 1 S. 876) in der jeweils 

geltenden Fassung versehen sein und an die elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt 

werden. 

 

Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen der Klage und allen Schriftsätzen vorbehaltlich des 

§ 55a Abs. 2 Satz 2 Verwaltungsgerichtsordnung Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-

fügt werden (§ 81 VwGO). 

Falls die Frist zur Erhebung von Einwendungen gegen das Ergebnis der Grenzermittlung oder 

die Frist zur Klageerhebung gegen die Abmarkung durch das Verschulden eines von Ihnen Be-

vollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet wer-

den. 

 

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen 

zu beachten. Die besonderen technischen Voraussetzungen sind unter www.egvp.de aufge-

führt. 

 

Ibbenbüren, 08.08.2024 

gez. Dipl.-Ing. Frank Ottmann, ÖbVI 

Kreis Steinfurt 43/2024/264 
 
 

 


